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Der IT-Planungsrat hat seit der letzten Berichterstattung an die IMK zwei Sitzungen am 

24.06.2020 (32. Sitzung) und am 22.10.2020 (33. Sitzung) abgehalten. In diesem Jahr hat der 

Bund den Vorsitz im IT-Planungsrat, der durch Herrn Staatssekretär Dr. Richter ausgeübt 

wird.  

Dominierend sind die Themen rund um die OZG-Umsetzung. 

1 Schwerpunktthemen  

1.1. OZG-Umsetzung 

1.1.1 Konjunkturpaket 

Im Rahmen des Konjunkturprogramms der Bundesregierung wurden 3 Mrd. EUR für die zü-

gige und flächendeckende OZG-Umsetzung im Modell „Einer für Alle“ (EfA) beschlossen. Die 

Mittel aus dem Konjunkturprogramm bieten viel Rückenwind für eine beschleunigte OZG-

Umsetzung und die schnelle und ressourceneffiziente Bereitstellung von flächendeckenden 

und nutzerfreundlichen Online-Diensten. Die Mittel des Konjunkturpakets sollen in den etab-

lierten Programmstrukturen der OZG-Umsetzung eingesetzt werden. 

Die OZG-Umsetzung soll mithilfe des Konjunkturpakets vorwiegend über Maßnahmen zur 

Verbesserung der zugrundeliegenden digitalen Infrastruktur (Voraussetzungen, Portale, Ba-

sisdienste und -komponenten, Interoperabilität, Datenhaltung und -verarbeitung) sowie zur 

Digitalisierung von Verwaltungsleistungen (föderales und Bundesprogramm) beschleunigt 

und verbessert werden. 

Im Rahmen der Sondersitzung des IT-Planungsrates am 18.09.2020 wurden Ausrichtung und 

Maßnahmen vereinbart, mit deren Hilfe die erfolgreiche Umsetzung der Mittel des Konjunk-

turprogramms gewährleistet werden soll.  

1.1.2 FIT-Store 

Das Umsetzungsmodell EfA bedeutet, dass ein Land bzw. der Bund die Digitalisierung einer 

Verwaltungsleistung umsetzt und die Nachnutzung durch andere Länder ermöglicht. Dieses 

Modell hat im Zuge der Verknüpfung der Auszahlung von Mitteln aus dem Konjunkturpaket 

mit dem EfA-Modell nochmals an Relevanz gewonnen. 



 

Bericht zum IT-Planungsrat  4 

Das Konjunkturpaket schafft mit den zusätzlichen Finanzmitteln einen neuen Handlungs-

rahmen, um schnell ein flächendeckendes digitales Verwaltungsangebot in Deutschland zu 

schaffen – und dabei Länder und Kommunen gezielt zu entlasten.  

Nur durch einen Anschluss möglichst vieler Beteiligter an die im Modell „EfA“ an einer Stelle 

entwickelten und implementierten Online-Dienste ist eine flächendeckend digitale Verwal-

tungslandschaft mit hohem Standard schnell und kostengünstig/-frei erreichbar.  

Um diese Nachnutzung nach dem Modell EfA zu ermöglichen, sind neben der Schaffung 

technischer und organisatorischer Rahmenbedingungen auch rechtliche Fragestellungen zu 

adressieren. Als eine mögliche Antwort auf die rechtlichen Fragestellungen wurde in der 32. 

Sitzung des IT-Planungsrats das Modell des „FIT-Store“ vorgestellt. Mit dem Beschluss 

(2020/21) durch den IT-Planungsrat begann die Ausarbeitung der inhaltlichen Spezifika-

tionen des FIT-Store in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe. 

Der FIT-Store etabliert einen rechtlichen Rahmen für die Nachnutzung über die FITKO 

(Föderale IT-Kooperation) durch Nutzung des Inhouse-Verhältnisses zwischen der FITKO zu 

ihren Trägern, d. h. Bund und allen Ländern (§ 108 Abs. 1 und 4 GWB). Die FITKO kann über 

ein „Inhouse-Geschäft“ von ihren Trägern mit einer Leistung beauftragt werden, aber auch 

selbst einen/mehrere Träger mit einer Leistung an die FITKO beauftragen. 

Für den FIT-Store bedeutet das: Bund/Länder können auf Basis eines standardisierten Ver-

trages die von ihnen entwickelten EfA-Leistungen (digitalisierte Online-Anträge) im FIT-Store 

– in Form einer Leistungsbeschreibung – einstellen. Meldet sich daraufhin ein Nachnutzungs-

interessent, verpflichtet sich die FITKO ebenfalls auf Basis eines standardisierten Vertrages 

gegenüber dem Nachnutzungsinteressenten die Leistung zu erbringen, wobei die FITKO die 

Leistung nicht selbst erbringt, sondern auf den Vertrag mit dem einstellenden Land zurück-

greift, das dann quasi als Dienstleister für die FITKO die Leistung zur Verfügung stellt. Der 

Prozess wird zentral über die FITKO gesteuert und abgewickelt. Alle Länder können Leis-

tungen aus dem FIT-Store abrufen, auch wenn sie selbst zum gegebenen Zeitpunkt (noch) 

keine Leistungen über den FIT-Store zur Verfügung gestellt haben. 

Auch IT-Leistungen, die mit Mitteln des Konjunkturpakets entwickelt werden, können in den 

FIT-Store eingestellt werden und sind über diesen nachnutzbar.  



 

Bericht zum IT-Planungsrat  5 

Die anfänglich auf diese Weise angestrebte Lösung, Kommunen direkt die Nachnutzung von 

IT-Verfahren über den FIT-Store zu ermöglichen, erlag rechtlichen Hürden: Kommunen sind 

keine Träger von FITKO. Die unmittelbare Nachnutzung einer IT-Lösung ist daher nicht 

möglich. Die Zurverfügungstellung von IT-Lösungen über ein FIT-Store-ähnliches Modell be-

darf noch weiterer Klärung.  

Zentraler Bestandteil des Konzepts sind die standardisierten Vertragsbedingungen bzw. 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) des FIT-Stores, in denen wesentliche Fragen 

bezüglich der Nachnutzung einheitlich geregelt werden und somit nicht mehr für jeden 

Einzelfall verhandelt werden müssen. Neben der Beteiligung der nachnutzenden Länder an 

den Kosten für Betrieb, Pflege und ggf. Weiterentwicklung führen die AGB die Nach-

nutzungsbedingungen auf und decken auch Aspekte wie Lizenzrechte, Vertragsdauer, 

Datenschutz etc. ab.  

Aufgrund der Komplexität und Vielfältigkeit der rechtlichen Fragestellungen hat sich die Ar-

beitsgruppe zunächst auf die Erarbeitung der rechtlichen Rahmenbedingungen für das 

„Software-as-a-Service“-Nachnutzungsmodell konzentriert. Es wurde ein erster Entwurf  

standardisierter Vertragsbedingungen des SaaS-FIT-Store-Einstellungsvertrages (Einstel-

lungs-AGB) durch die aktive Unterstützung und Rückmeldung der Länder entwickelt. Die 

rechtlichen Rahmenbedingungen für das SaaS-Nachnutzungsmodell sowie mögliche weitere 

Nachnutzungsmodelle von EfA-Leistungen werden spätestens bis zur 34. Sitzung des IT-

Planungsrats am 17.03.2021 vorgelegt. 

1.1.3 FIT-Connect 

FIT-Connect ist ein Plattform-Ansatz, der die Vernetzung und Integration bestehender IT-

Systeme der deutschen Verwaltung vorantreiben und die Bildung und Wachstum eines dy-

namischen Lösungsökosystems im Kontext der Antragsstellung und des Rückkanals mit An-

tragsstellern fördern soll. Zentrale Idee ist eine föderale Plattformarchitektur aus zentralen 

und dezentralen Komponenten. Sie berücksichtigt ebenfalls Plattformangebote für Lösungs-

entwickler, um die benannten Herausforderungen gezielt zu adressieren. Hierfür wurden 

drei initiale Handlungsschwerpunkte für die Plattformumsetzung definiert: 
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Der Ansatz FIT-Connect leistet damit einen konkreten Beitrag zu der von Bund, Ländern und 

Kommunen geforderten Plattformarchitektur auf der föderalen Ebene. Der wesentliche Vor-

teil des FIT-Connect-Ansatzes ist, dass vorhandene Lösungen und Architekturen in Bund, 

Ländern und Kommunen nicht angepasst werden müssen. FIT-Connect verbindet die Hete-

rogenität der öffentlichen IT-Landschaft und setzt dabei auf vorhandene Infrastrukturele-

mente und verbindliche Standards des IT-Planungsrats. 

FIT-Connect stellt somit eine zentrale Basiskomponente für ein föderales Plattform-Öko-

system zur Verfügung. 

Es wird ein FIT-Connect-Architekturkonzept erarbeitet, das vor allem auf bereits bestehende 

Produkte und Standards zurückgreift und europäische Standards mitaufgreift. Darüber 

hinaus sind die datenschutzrechtlichen Aspekte unter besonderer Berücksichtigung der Vor-

gaben des Registermodernisierungsgesetzentwurfs zu rechtlichen und technischen Vorgaben 

der Datenübermittlung zwischen öffentlichen Stellen zu klären und zu dokumentieren. Der 

weitere Aufbau der föderalen Antragsübertragungsarchitektur und -infrastruktur FIT-

Connect erfolgt gemäß dem dann vereinbarten Architekturbild, das unter Einbeziehung der 

oben genannten Basiskomponenten und Infrastrukturen entwickelt wurde.  

1.2 eSiegel  

Elektronische Bescheide, für die die Schriftform angeordnet ist, müssen aktuell mit der quali-

fizierten elektronischen Signatur (qeS) versehen sein. Diese ist personenbezogenen, d.h. Mit-

arbeitende in der Verwaltung müssen eine persönliche qeS erhalten und können diese nur 

mit zusätzlicher Hardware, einer Signaturkarte und einem dazugehörigen PIN an dem  

Bescheid anbringen. Praktisch führen diese Vorgaben dazu, dass kaum eine Behörde elektro-

nische Bescheide schriftformersetzend mit qeS erlässt. 

Ziel ist es, die Einsatzmöglichkeit des eSiegels zu erweitern, um der Verwaltung ein effizien-

tes Mittel zum Erlass elektronischer Bescheide mit Schriftformerfordernis zu geben. Es 

wurde beschlossen, dass der Bund prüfen werde, in welcher Weise dies rechtlich verankert 

werden kann. 
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1.3 Gesetzentwurf Registermodernisierung 

Die Registermodernisierung stellt eine wichtige Säule der Digitalisierung der gesamten Ver-

waltung in Bund, Ländern und Kommunen dar. Sie ist von großer Bedeutung für die Umsetz-

ung des Prinzips der nur einmaligen Erfassung von personenbezogenen Daten bei Bürger- 

innen, Bürgern und Unternehmen („Once Only“). Voraussetzung dafür ist eine fehlerfreie  

registerübergreifende Identifikation von Personen.  

Die Bundesregierung hat zum Entwurf eines Registermodernisierungsgesetzes (RegMogG) 

die Länder- und Verbändebeteiligung eingeleitet, in dem die registerübergreifende Verwen-

dung der Steuer-Identifikationsnummer für die fehlerfreie Identifikation von Personen vor-

gesehen ist. Um die Bildung von Persönlichkeitsprofilen durch eine unzulässige Zusammen-

führung von Daten zu verhindern, sieht der Gesetzentwurf rechtliche, technische und orga-

nisatorische Maßnahmen zur Kontrolle und Nachvollziehbarkeit der Datenübermittlungen 

vor. 

Das Koordinierungsprojekt Registermodernisierung hat mit Blick auf seinen Auftrag zur Er-

stellung einer Gesamtkonzeption für eine modernisierte Registerlandschaft die Implikatio-

nen des vorliegenden Gesetzentwurfs geprüft. Dabei wurde festgestellt, dass die vom IT-

Planungsrat bereitgestellten Anwendungen und IT-Standards für die Umsetzung des Reg-

MoG grundsätzlich geeignet erscheinen. 

Zudem wird mit dem Gesetzentwurf ein zentrales Vorhaben zur Realisierung des Once-Only-

Prinzips und zur Erfüllung von Anforderungen der Europäischen Union nach der Single-

Digital-Gateway-Verordnung auf den Weg gebracht. 

Bereits in seinem durch den IT-PLR im Juni 2020 zur Kenntnis genommenen Eckpunktepapier 

zur Registermodernisierung (Beschluss 2020/25) hatte das Koordinierungsprojekt die Einfüh-

rung eines registerübergreifenden Identitätsmanagements als einen wesentlichen Baustein 

des derzeit in der Erarbeitung befindlichen Zielbilds einer modernisierten Registerlandschaft 

beschrieben.  

Der IT-Planungsrat hat seine grundsätzlich positive Grundhaltung zu der im Gesetzentwurf 

geschaffenen Grundlage für ein datenschutzkonformes Identitätsmanagement für natürliche 
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Personen in einem Beschluss zum Ausdruck gebracht, unbeschadet der bereits ergangenen 

oder noch zu ergehender Länderstellungnahmen in den weiteren Beteiligungsverfahren. 

2  Kommunalgremium 

Am 26.08.2020 fand die konstituierende Sitzung des Kommunalgremiums (Mitglieder: je drei 

Vertreterinnen und Vertreter der Landkreise, der Städte, der Gemeinden, der VITAKO; zwei 

Vertreterinnen und Vertreter der KGSt und der Spitzenverbände) in Frankfurt statt. 

Im Vorfeld der ersten Sitzung führte die FITKO mit allen Mitgliedern des Gremiums Telefon-

interviews, um u. a. ihre Erwartungen an das Kommunalgremium und die aktuellen Heraus-

forderungen bei der OZG-Umsetzung in ihren Kommunen zu erfragen. 

Die Ergebnisse bildeten die Grundlage der ersten Sitzung, in der die Vertreterinnen und Ver-

treter ein erstes gemeinsames Verständnis und Übereinkunft über ihre Aufgaben, Ziele, Rol-

le, Werte und Selbstverständnis des Kommunalgremiums erarbeiteten.  

Insbesondere wurde über die Aufgaben des Kommunalgremiums folgende Übereinkunft 

getroffen: 

Das Kommunalgremium bringt die kommunale Praxisperspektive beratend in den IT-

Planungsrat ein. Zur Erfüllung der Aufgabe ist es essentiell, dass das Kommunalgremium 

frühzeitig in die Konzeptionen eingebunden wird und eine rechtzeitige Beteiligung an der 

strategischen Weichenstellung stattfindet. 

Die Arbeit des Kommunalgremiums findet strategisch beratend statt, jedoch nicht auf opera-

tiver Ebene. 

Das Kommunalgremium berichtet über die FITKO regelmäßig an den IT-Planungsrat. Ggf. 

werden einzelne Themen in einem Jahresbericht zusammengefasst.  

Die Vertreterinnen und Vertreter einigten sich darauf, als kooperatives Gremium, unter dem 

Vorsitz der FITKO, zu arbeiten. Beschlossen wurde auch, sich in zwei Präsenzsitzungen im 

Jahr zu treffen und monatlich virtuell auszutauschen. 
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3 FITKO – Wirtschaftsplan 

FITKO als Bund und Länder getragene Anstalt öffentlichen Rechts wurde mit dem Ziel ge-

gründet, dem IT-Planungsrat einen professionellen und agilen Unterbau zu bieten, um die 

sich fortlaufend weiterentwickelnden Projekte und Produkte professionell auf den Weg zu 

bringen. Gleichzeitig entstand so die Pflicht zur Führung eines Wirtschaftsplanes, dessen 

Bewirtschaftung und Abstimmungen inzwischen zu einer der Hauptaufgaben der FITKO ge-

worden ist. 

Der Nachtrag zum Wirtschaftsplan 2020 wurde am 18.06.2020 von der Finanzministerkonfe-

renz (FMK) und dem Bundesministerium der Finanzen (BMF) im Benehmen mit dem Bun-

desministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) gebilligt. Der Entwurf des Wirtschafts-

plans 2021 wurde coronabedingt erst Mitte August mit der Haushaltskommission der FMK 

unter Beteiligung von BMF / BMI verhandelt. Auch hier ergaben sich gegenüber der dem IT-

Planungsrat im März 2020 vorgelegten und gebilligten Fassung Änderungen. Eine Entschei-

dung von FMK / BMF / BMI steht zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch aus.  

Mit der Bereitstellung des Konjunkturpakets in Höhe von 3 Mrd. EUR und den damit verbun-

denen Maßnahmen zur Digitalisierung sind auch Auswirkungen auf das Digitalisierungs-

budget verbunden, das vom IT-Planungsrat verwaltet wird. Daher ist für die Jahre 2021 und 

2022 festzulegen, welche Projekte künftig aus dem Digitalisierungsbudget gefördert werden 

sollen.  


	1 Schwerpunktthemen
	1.1. OZG-Umsetzung
	1.1.1 Konjunkturpaket
	1.1.2 FIT-Store
	1.1.3 FIT-Connect

	1.2 eSiegel
	1.3 Gesetzentwurf Registermodernisierung

	2  Kommunalgremium
	3 FITKO – Wirtschaftsplan

